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Einleitung und Gang der Untersuchung

Auch als nichtwirtschaftliche Vereine im Vereinsregister eingetragene Kor-
perschaften betétigen sich teilweise wirtschaftlich. Im Regelfall handelt es sich
bei den wirtschaftlichen Geschiftsbetrieben dieser Vereine um kleine, unbe-
deutende Betriebe, die in engem Zusammenhang mit der nichtwirtschaftlichen
Zielsetzung der Korperschaft stehen. Derartige Geschéfisbetriebe sind nach
einhelliger Auffassung in Rechtsprechung und Literatur unschidlich, sie unter-
fallen dem vereinsrechtlichen Nebentitigkeitsprivileg und fithren nicht zu einer
Rechtsformverfehlung der Korperschaft. Es gibt jedoch nichtwirtschaftliche
Vereine, bei denen der wirtschaftliche Geschiftsbetrieb einen gréBeren Umfang
angenommen hat. Erwéhnt seien als Beispiele die karitativen und religidsen
Vereine und die Automobilclubs. Am vielleicht spektakulirsten und umstritten-
sten ist die Wirtschaftstitigkeit der im Berufs- oder Profisport t4tigen nichtwirt-
schaftlichen Vereine.

Zumindest in den Mannschaftssportarten herrscht in Deutschland die Rechts-
form des nichtwirtschaftlichen Vereins vor. Dabei sind die im Berufssport den
Spielern und Trainern gezahlten Gehélter, die Eintrittspreise in den Stadien und
Hallen, die Einnahmen der Vereine aus Werbung und dem Verkauf von Fern-
sehrechten in den letzten Jahren stark gestiegen. Die Vereine beispielsweise,
die mit einer Lizenzspielermannschaft am Spielbetrieb der 1. Fufball-
Bundesliga teilnehmen, erreichen Umsitze in bis zu dreistelliger Millionenhd-
he. Ob der tatsichlich verfolgte Zweck dieser Vereine noch einen "nichtwirt-
schaftlicher" ist, ist zweifelhaft und wird in der Literatur zunehmend bestritten.

Diese Untersuchung beschrinkt sich auf die wirtschaftliche Betitigung der
Berufssportvereine. Im Vordergrund werden dabei die Vereine stehen, die in
den Sportarten FuBlball, Eishockey und Handball mit einer Mannséhaft am
Spielbetrieb der Lizenzligen (Bundesligen) teilnehmen. Bei diesen Sportarten
handelt es sich um die in der Bundesrepublik zuschauer- und umsatztréichtig-
sten Mannschaftssportarten.

Im ersten Teil der Untersuchung werden zunéchst die géngigen Kriterien zur
Abgrenzung der Vereinsklassen besprochen. Der Schwerpunkt der Untersu-
chung liegt bei dem Nebentitigkeitsprivileg, also der Frage, welche Anforde-
rungen an den wirtschaftlichen Geschiftsbetrieb eines nichtwirtschaftlichen
Vereins zu stellen sind, damit dieser als mit dem Rechtsformenzwang der
§§ 21, 22 BGB noch vereinbar angesehen werden kann. Nach zunichst ab-
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strakten Uberlegungen (unter B.) wird dann (unter C.) am Beispiel der im
Berufssport titigen Vereine gepriift, ob diese mit dem vereinsrechtlichen Ne-
bentitigkeitsprivileg noch im Einklang stehen.

Obwohl in der Literatur bereits vielfach die Ansicht geduert wurde, die im
Berufssport engagierten Vereine seien als Rechtsformverfehlung anzusehen,
gibt es einschldgige Praxis oder Rechtsprechung zu diesem Thema dennoch
nicht. Das Recht zum Einschreiten gegen die Rechtsformverfehlung nichtwirt-
schaftlicher Vereine steht in erster Linie Verwaltungsbehérden zu; nach §§ 43
Abs. 2, 44 BGB kann die nach Landesrecht zustindige Verwaltungsbehorde
dem Verein die Rechtsfihigkeit entziehen, wenn dieser satzungswidrig einen
wirtschaftlichen Zweck verfolgt. Daneben ist auch eine Léschung des Vereins
aus dem Vereinsregister durch das Registergericht méglich (§§ 159, 142 Abs. 1
FGG). Ein Einschreiten der Verwaltungsbehtrde oder des Registergerichts
kommt jedoch in der Praxis nur selten und im Fall der Berufssportvereine
iberhaupt nicht vor.

Die Untersuchung nimmt diese Untitigkeit zum AnlaB, um sich im 2. Teil
(unter A.) zun4chst mit der Frage zu beschiftigen, in welchem Verhiltnis die
Verfahren des Entzuges der Rechtsféhigkeit und der Loschung aus dem Ver-
einsregister zueinander stehen, ob Verwaltungsbehérde und Registergericht bei
ihren Entscheidungen ein Ermessensspielraum zukommt und ob ein Nichtein-
schreiten eine Amtspflichtverletzung im Sinne des § 839 BGB, Art. 34 GG
darstelit.

Im Anschluf} (unter B.) wird untersucht, ob die Unt4tigkeit der Behdrden und
Gerichte durch eine Klage eines Privatrechtssubjekts iiberwunden werden kann.
Dabei ist zu unterscheiden zwischen offentlichrechtlichem und privatrechtli-
chem Drittschutz. Von offentlichrechtlichem Drittschutz kénnte gesprochen
werden, wenn ein Privatrechtssubjekt ein Einschreiten der zustindigen Ver-
waltungsbehdrde oder des Registergerichts mit den Ziel erzwingen konnte, dem
Verein die Rechtsfihigkeit zu entziehen bzw. ihn aus dem Vereinsregister zu
l6schen (vgl. dazu unter B.1.). Privatrechtlicher Rechtsschutz dagegen kann den
Entzug der Rechtsféhigkeit nicht zur Folge haben; denkbar sind aber auf Un-
terlassung der wirtschaftlichen Betitigung gerichtete Klagen (unter B.IL).
Insoweit kommen als klagebefugt verschiedene Personengruppen in Betracht:
Glédubiger des Vereins, Vereinsmitglieder sowie Mitbewerber des Vereins. Der
Schwerpunkt des 2. Teils der Untersuchung liegt insoweit bei der mdéglichen
Unterlassungsklage eines Vereinsmitglieds (unter B.IL.2.) oder der eines Mit-
bewerbers des Vereins (unter B.I1.3.).

Bei der Frage nach Rechtsschutzmdglichkeiten des einzelnen Vereinsmit-
glieds geht es darum, ob die in der "Holzmiiller"-Entscheidung des Bundesge-
richtshofs! fiir das Aktienrecht entwickelte Abwehrklage des Aktionirs gegen
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Kompetenziibergriffe des Vorstands in den Zust#indigkeitsbereich der Haupt-
versammlung auf das Vereinsrecht ibertragen werden kann. Dabei werden die
dogmatischen Grundlagen der Abwehrklage zu erdrtern sein; besonderes Ge-
wicht legt die Untersuchung auf die Frage, ob eine derartige Klage auf das
Deliktsrecht gestiitzt werden kann, ob also ein Kompetenziibergriff der Ver-
einsverwaltung zugleich eine Beeintrichtigung der deliktisch geschiitzten Mit-
gliedschaft darstellt (Mitgliedschaft als sonstiges Recht i.S.d. § 823 Abs. 1
BGB).

Mitbewerber des Vereins, die dem Rechtsformenzwang der §§ 21, 22 BGB
entsprechen und sich der Rechtsform der AG oder GmbH bedienen, kénnten in
der Verwendung der Rechtsform des nichtwirtschaftlichen Vereins durch einen
Konkurrenten ein unlauteres Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs sehen.
Treffen Korperschaften unterschiedlicher Rechtsform auf einem konkreten
Markt aufeinander, so konnte die Korperschaft nicht unerhebliche Vorteile
erzielen, die sich der Rechtsform des nichtwirtschaftlichen Vereins bedient. Ein
vergleichbar gelagerter Fall war bereits Gegenstand eines bekannten Rechts-
streits vor dem Bundesgerichtshof ("ADAC"-Entscheidung).2

Der 3. Teil der Untersuchung beschiftigt sich schlieBlich mit den Folgen, den
ein Entzug der Rechtsfihigkeit, eine Léschung aus dem Vereinsregister oder
ein die wirtschaftliche Betétigung untersagendes Urteil auf den Fortbestand und
die wirtschaftliche Betitigung des Vereins hat. Dabei geht es zum einen um
den in der Literatur vorgebrachten Vorschlag, durch eine Reform der inneren
Struktur der Vereine mit dem Ziel eines verstirkten Gldubigerschutzes liefen
sich die Bedenken gegen die wirtschaftliche Betitigung nichtwirtschaftlicher
Vereine ausrdumen; ein Erhalt der Rechtsform sei fiir diese Vereine unter be-
stimmten Voraussetzungen hinnehmbar (unter C.).

Der meistgebrauchte und in einigen Sportarten bereits in die Tat umgesetzte
Vorschlag an die betroffenen Vereine ist der, diese sollten ihren wirtschaftli-
chen Geschiftsbetrieb auf eine Tochtergesellschaft in der Rechtsform einer
Kapitalgesellschaft ausgliedern. Auf diesen Vorschlag wird unter F. eingegan-
gen. Dabei wird die Frage untersucht, ob und unter welchen Voraussetzungen
ein nichtwirtschaftlicher Verein durch eine Ausgliederung eine bestehende
Rechtsformverfehlung beseitigen kann. Der Schwerpunkt der Untersuchung
liegt dabei auf der Frage, wann durch eine Ausgliederung ein Konzernverhilt-
nis entsteht (Verein als herrschendes Unternehmen eines Vertrags- oder fakti-
schen Konzerns) und welche Auswirkungen dieses auf die Frage der Rechts-
formverfehlung hat. Unter bestimmten Voraussetzungen kénnte in diesen Fil-

1 BGHZ 83, S. 122 ff.
2BGHZ 85, S. 84 ff.

2 Menke



	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Einleitung und Gang der Untersuchung

